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VA 0203/2016 (STK) 
Volksauftrag "Ermächtigung der Gemeinden zur Einführung des Stimm- und Wahl-

rechts für niedergelassene Ausländerinnen und Ausländer auf kommunaler Ebene" 

 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die notwendigen Anpassungen der Rechtsgrundlagen an 
die Hand zu nehmen, um es den Gemeinden zu ermöglichen, das Stimm- sowie das aktive und 
passive Wahlrecht auf kommunaler Ebene für volljährige niedergelassene Ausländerinnen 
und Ausländer (Ausweis C) einzuführen. Die tatsächliche Einführung eines solchen kommuna-
len Wahl- und Stimmrechts soll so den Gemeinden überlassen werden. 
 
Begründung 02.12.2016: schriftlich. 
 
Dem in der Bundesverfassung verankerten Subsidiaritätsprinzip1) entsprechend macht es Sinn, 
die Vergabe dieser kommunalen politischen Rechte den Gemeinden zu überlassen. Allfällige 
Kosten und Nutzen einer solchen Massnahme tragen alleine die betroffenen Gemeinden. 
Viele niedergelassene Ausländerinnen und Ausländer leben schon sehr lange hier. Viele sind 
hier geboren, bei einigen bereits deren Eltern. Sie sind meist schon lange Teil unserer Gesell-
schaft, sind hier sozialisiert, übernehmen Verantwortung, haben dieselben Pflichten, berei-
chern unser Zusammenleben und tragen die Konsequenzen unserer Entscheidungen mit. Oh-
ne sie würde unsere Gesellschaft längst nicht mehr funktionieren. Dennoch verfügen sie über 
keine entsprechenden politischen Rechte. Es geht dabei um eine relativ grosse Minderheit. Im 
Kanton Solothurn handelt es sich dabei insgesamt um 42‘373 Personen2) mit Ausweis C, was 
beinahe 16 Prozent der Wohnbevölkerung entspricht. 
Es wäre eine gesellschaftliche Anerkennung und demokratiepolitisch ein Fortschritt, wenn die 
Möglichkeit geschaffen würde, diese bedeutende Minderheit auf kommunaler Ebene partizi-
pieren zu lassen. Dies würde die politische Ungleichheit vermindern, die Rechtsgleichheit3) 
fördern und die Qualität der Demokratie verbessern, indem demokratische Entscheidungen 
auf kommunaler Ebene breiter abgestützt wären und damit höhere Legitimation geniessen 
würden. Darüber hinaus könnten solche Partizipationsmöglichkeiten viele junge Menschen 
motivieren, sich politisch stärker in die Gemeinschaft einzubringen. Dies entspräche auch der 
Bundesverfassung4) und wäre überhaupt durchaus wünschenswert. Ebenso könnte eine Ein-
führung die Suche nach geeigneten Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern erleichtern. 
Viele Gemeinden bekunden seit längerer Zeit Mühe, ihre Ämter zu besetzen. Es ist im ge-
samtgesellschaftlichen Interesse, das vorhandene Potential an gut ausgebildeten und moti-
vierten Menschen auf der politischen Ebene zu nutzen.  
 
Unterschriften: 1. Christian Baur; insgesamt 237 beglaubigte Unterschriften. 

                                                      
1) (Bundesverfassung: Art. 5a/Art. 43a Abs. 2 und Abs. 3) 
2) (Bundesverwaltung admin.ch (Stand 2015)) 
3) (Bundesverfassung: Art. 8) 
4) (Bundesverfassung: Art. 41 Abs. 1 Lit g) 


